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I. Allgemeines 

1. Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee hielt seine 77. Sitzung am 
20. November 1985 unter Vorsitz des griechischen al- 
ternierenden Außenministers Pangalos ab. Die Sit- 
zung beschränkte sich diesmal auf eintägige Bera- 
tungen, weil zahlreiche Minister am 21. November 
an einer Sondersitzung des NATO-Rats in Brüssel 
teilnahmen (Unterrichtung des NATO-Rats durch 
US- Präsident Reagan über seine Gespräche mit dem 
sowjetischen Generalsekretär Gorbatschow). 

Trotz des engen zeitlichen Rahmens fanden die bei 
der Herbstsitzung üblichen Veranstaltungen statt: 
Außer zu ihrem formellen Treffen kamen die Mini- 
ster auch zu einer informellen Begegnung zusammen 
und sie hielten ein Kolloquium mit Mitgliedern der 
Parlamentarischen Versammlung ab. Die deutsche 
Delegation wurde von Staatsminister Möllemann 
geleitet 

Parallel zur Sitzung des Ministerkomitees fand ein 
Treffen der Politischen Direktoren statt. 

Das Ministerkomitee behandelte bei seiner formel- 
len Sitzung aktuelle politische Angelegenheiten wie 
Fragen der West-Ost-Beziehungen und der Terroris- 
musbekämpfung sowie Fragen der Zusammenarbeit 
des Europarats mit der Europäischen Gemeinschaft 
und der Zusammenarbeit innerhalb des Europarats. 
Das Ministerkomitee nahm eine Resolution der Par- 
lamentarischen Versammlung (Ständiger Aus- 
schuß) zu Afghanistan zustimmend zur Kenntnis. 

Bei der informellen Sitzung sprachen die Minister 
über die Lage in Südafrika und das Problem des 
Hungers in Afrika sowie über die Lage in Latein- 
amerika. 

Gegenstand des Kolloquiums des Ministerkomitees 
mit Vertretern der Parlamentarischen Versamm- 
lung war der Bericht der Colombo- Kommission über 
die Verbesserung der Zusammenarbeit im Europa- 
rat und zwischen Europarat und Europäischer Ge- 
meinschaft. 

Der Vorsitz im Ministerkomitee ging mit Ablauf der 
77. Sitzung auf Irland über, den stellvertretenden 
Vorsitz übernahm Italien. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten hielt im Be- 
richtszeitraum sechs Sitzungen ab (389. bis 394. Sit- 
zung) und verabschiedete u. a. Empfehlungen zu den 
Themen Datenschutz, Mobilität von Akademikern, 
Urheberrecht, Förderung audiovisueller Produktio- 
nen, ärztliche Versorgung, Kontrolle von Blut- 
plasma, Wohlfahrt für ältere Bürger und Ausländer- 
wahlrecht. 


2. Parlamentarische Versammlung 

Die Parlamentarische Versammlung tagte im Rah- 
men des zweiten Teils ihrer 37. ordentlichen Sit- 


zungsperiode vom 25. September bis 3. Oktober 1985 
sowie im Rahmen des dritten Teils vom 27. bis 31. Ja- 
nuar 1986. 

Als Vorsitzender des Ministerkomitees erstattete 
während des 2. Teils der griechische alternierende 
Außenminister Pangalos und während des 3. Teils 
der irische Außenminister Barry satzungsgemäß 
den Bericht des Ministerkomitees. Beide Minister 
stellten sich im Anschluß an ihre Berichterstattung 
den Abgeordneten zu Fragen. 

Während des 2. Teils der 37. Sitzungsperiode befaßte 
sich die Parlamentarische Versammlung mit Fragen 
von politischer Aktualität wie die Lage in Südafrika. 
Sie verabschiedete u. a. Empfehlungen zur Situation 
der Juden in der Sowjetunion, zur Lage der ethni- 
schen und islamischen Minderheiten in Bulgarien, 
zum Krieg zwischen Iran und Irak, zu den Lebens- 
und Arbeitsbedingungen von Flüchtlingen und Asyl- 
bewerbern sowie zur Abschaffung der Visa-Pflicht 
für Türken. 

Die Versammlung beschloß eine Empfehlung über 
die Zukunft der europäischen Zusammenarbeit auf 
der Grundlage des sog. Colombo-Berichts. 

Während des 3. Teils der 37. Sitzungsperiode verab- 
schiedete die Parlamentarische Versammlung u. a. 
Empfehlungen zur Terrorismusbekämpfung, zur Ju- 
gendarbeitslosigkeit, zur Europäischen wissen- 
schaftlichen Zusammenarbeit, zur Europäischen So- 
zialcharta, zur Lage der palästinensischen Flücht- 
linge, zum wissenschaftlichen Austausch zwischen 
Europa und Japan, zur Zusammenarbeit zwischen 
Universitäten Europas und Lateinamerika sowie zur 
Änderung des Status des Europarats. 


II. Politische Fragen 

1. Fragen des Verhältnisses von Mitgliedstaaten 
untereinander sowie zur Organisation 

Die Frage der Vertretung Maltas in der Parlamenta- 
rischen Versammlung wurde zu Beginn des 3. Teils 
der 37. Sitzungsperiode durch Entsendung einer 
maltesischen Delegation entsprechend den Bestim- 
mungen der Versammlung gelöst. 

Die Staatenbeschwerde von fünf Mitgliedstaaten 
(Frankreich, Dänemark, Niederlande, Norwegen, 
Schweden) aufgrund der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention (EMRK) gegen die Türkei wurde 
durch gütliche Beilegung erledigt. 

Demgegenüber brachte Zypern seine Staatenbe- 
schwerde aufgrund der EMRK gegen die Türkei er- 
neut auf die Tagesordnung des Ministerkomitees. 

Das Ministerkomitee begrüßte das anglo-irische Ab- 
kommen über Nordirland. 

Minister komitee und Parlamentarische Versamm- 
lung befaßten sich mit der Frage des Visumzwangs 
für Türken. 
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Das Ministerkomitee behandelte die Frage der Er- 
richtung eines neuen Gebäudes für die Menschen- 
rechtsinstitutionen in Straßburg. 

2. Fragen des Verhältnisses von Mitgliedstaaten oder 
der Organisation zu Drittstaaten oder zu anderen 
Organisationen 

Ministerkomitee und Parlamentarische Versamm- 
lung befaßten sich auf der Grundlage des Colombo- 
Berichts grundsätzlich und in bezug auf Einzelfra- 
gen mit den Beziehungen zur Europäischen Ge- 
meinschaft. 

Parlamentarische Versammlung und Ministerkomi- 
tee erörterten ausführlich Fragen des Verhältnisses 
zu Lateinamerika. 

Das Ministerkomitee würdigte den 40. Jahrestag der 
Vereinten Nationen. 

Die Parlamentarische Versammlung behandelte 
Fragen, die Südafrika, die Sowjetunion, den Iran 
und Irak sowie Israel und die arabischen Staaten 
betrafen. 

Der ägyptische Präsident Mubarak sprach vor der 
Parlamentarischen Versammlung. 

3. Sonstige Fragen politischer Natur 

Das vom Komitee der Ministerbeauftragten vorge- 
schlagene Verfahren zur Verbesserung des politi- 
schen Dialogs wurde vom Ministerkomitee gebilligt. 

Ministerkomitee und Parlamentarische Versamm- 
lung befaßten sich mit der Terrorismus-Bekämp- 
fung. 

Das Komitee der Ministerbeauftragten beschloß die 
Veranstaltung einer Landkampagne und einer 
Nord-Süd-Kampagne. 

Im Komitee der Ministerbeauftragten fand bei An- 
wesenheit von Experten je ein Meinungsaustausch 
über VN- sowie über KSZE-Fragen statt. 


III. Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen übrigen 
Aufgabenbereichen 

1 . Menschenrechtsfragen 

Vom 13. bis 16. November 1985 fand in Sevilla/Spa- 
nien das 6. Internationale Kolloquium über die Euro- 
päische Menschenrechtskonvention (EMRK) statt, 
das vom Europarat in Zusammenarbeit mit den Uni- 
versitäten der autonomen Region Andalusien orga- 
nisiert worden war. 

Unter dem ersten Hauptthema „Meinungs- und In- 
formationsfreiheit in einer demokratischen Gesell- 
schaft“ wurden auf der Grundlage verschiedener 
schriftlicher Berichte Fragen des Inhalts dieses 
Grundrechtes und seiner Bedingungen und zulässi- 
gen Beschränkungen auch im Zusammenhang mit 
den Möglichkeiten neuer Medien diskutiert. Das 
zweite Hauptthema „Verantwortlichkeiten, die sich 


aus der Durchführung der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention ergeben“, war vor allem Fragen 
der Reform des Verfahrens und der Kontrollorgane 
der EMRK gewidmet. 

Am 24. Oktober 1985 beschloß das Komitee der Mi- 
nisterbeauftragten die Einberufung der ersten „Eu- 
ropäischen Ministerkonferenz über Massenmedien- 
politik“ nach Wien. Dort sollen am 9. und 10. Dezem- 
ber 1986 die zuständigen Fachminister über die 
Möglichkeiten einer aktiven europäischen Medien- 
politik beraten. 

Im Berichtszeitraum befaßte sich das Komitee der 
Ministerbeauftragten besonders mit der Produktion 
audiovisueller Medien in Europa; die Empfehlung 
[R (86) 3], die von den Ministerbeauftragten in die- 
sem Zusammenhang verabschiedet wurde, soll dazu 
beitragen, die europäische Programmindustrie zu 
stärken, so daß der erwartete, erheblich wachsende 
Programmbedarf besonders im Fernsehbereich ver- 
mehrt mit Werken europäischer Produktion gedeckt 
werden kann. 

Der wachsenden Bedeutung medienpolitischer Fra- 
gen im Europarat sollte nach Auffassung der Bun- 
desregierung dadurch Rechnung getragen werden, 
daß den Medien im Mittelfristigen Arbeitsplan 1987 
bis 1991 ein eigenes Feld eingeräumt werden sollte. 

2. Soziale Fragen und öffentliches Gesundheitswesen 

Vom 9. bis 11. Oktober 1985 fand in Athen die Dritte 
Konferenz der Europäischen Minister für Soziale 
Sicherheit statt. Die Konferenz befaßte sich mit der 
Rolle der sozialen Sicherheit in Zeiten wirtschaftli- 
cher Schwierigkeiten. Die Minister verabschiedeten 
ein gemeinsames Schlußkommunique, in dem das 
Ergebnis der Konferenz zusammengefaßt ist. 

Auf Einladung der spanischen Regierung fand vom 
20. bis 22. Januar 1986 in Madrid die Dritte Konfe- 
renz der Arbeitsminister der Mitgliedstaaten des 
Europarats statt. Sie erörterten insbesondere die Ju- 
gendarbeitslosigkeit in Europa und die Auswirkun- 
gen neuer Technologien auf die Beschäftigung. Die 
in einem Schlußkommunique festgehaltenen Ergeb- 
nisse der Konferenz sollen in Fachausschüssen des 
Europarats weiter aufgearbeitet werden. 

In ihrer zweiten Sitzung vom 4. bis 7. Februar 1986 in 
Straßburg trafen sich erneut leitende Beamte zur 
Erörterung von Fragen der illegalen Wanderung; es 
wurde insbesondere der Zusammenhang der illega- 
len Beschäftigung mit der illegalen Wanderung un- 
tersucht. Eine engere bilaterale und intraeuropä- 
ische Zusammenarbeit auf diesen Gebieten wurde 
für nützlich gehalten; der Kenntnis und Meinungs- 
austausch in den zuständigen Gremien des Europa- 
rats soll fortgeführt werden. 

Jugoslawien ist dem Europäischen Wiedereingliede- 
rungsfonds als assoziiertes Mitglied beigetreten. 

Zur Verbesserung des Erfahrungsaustausches auf 
dem Gebiet der Sozialarbeit führt der Europarat ein 
Stipendienprogramm für Angehörige sozialer Be- 
rufe durch. 1985 wurden an 94 Personen aus Sozial- 
arbeit, Sozialverwaltung und Sozialforschung — 
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darunter sechs aus der Bundesrepublik Deutschland 

— Stipendien für einen zwei- bis dreiwöchigen Stu- 
dienaufenthalt in einem Mitgliedstaat des Europa- 
rats vergeben. 

Der Lenkungsausschuß des Europarats für soziale 
Angelegenheiten (CDSO) hat auf seiner 18. Sitzung 
vom 14. bis 18. Oktober 1985 die Schlußfolgerungen 
des Kolloquiums über den sozialen Schutz der Hoch- 
betagten — Alternativen zur Hospitalisation — vom 
18. bis 20. September 1986 in Straßburg erörtert und 
dem Ministerkomitee des Europarats zugeleitet. Er 
hat ferner das Schlußkommunique über die 19. Euro- 
päische Familienkonferenz über die Auswirkungen 
der Arbeitslosigkeit auf die Familie vom 18. bis 
20. Juni in Malta zur Kenntnis genommen und wird 
die Folgemaßnahmen dieser Konferenz auf seiner 
Frühjahrssitzung im April 1986 erörtern. 

Vom 17. bis 19. Februar 1986 hat in Straßburg der 
Ausschuß Hoher Beamter mit der Vorbereitung 
der 3. Europäischen Gesundheitsministerkonferenz 
(Thema: Organtransplantation) begonnen. Die Kon- 
ferenz wird auf Einladung der französischen Regie- 
rung im nächsten Jahr in Paris stattfinden und auf 
der Grundlage einer umfangreichen Erhebung in 
den Mitgliedstaaten Fragen der ethischen Einschät- 
zung, der zahlenmäßigen Erfassung, der kosten- 
mäßigen Entwicklung sowie der grenzüberschrei- 
tenden Kooperation bei Organtransplantationen 
diskutieren. 

Im Auftrag der vorletzten Gesundheitsministerkon- 
ferenz hat der Europäische Gesundheitsausschuß ei- 
nen Bericht erarbeitet, in dem die Einflüsse der Ar- 
beitslosigkeit auf die Gesundheit und die dann häu- 
fig folgende Rückwirkung (schlechtere Gesundheit 
als Erschwerung für eine Wiederbeschäftigung) ana- 
lysiert werden. 

Aus dem Bereich des Teilabkommens für öffentli- 
ches Gesundheitswesen hat das Ministerkomitee 
Umsetzungsberichte zu folgenden Resolutionen an- 
genommen: „Verbesserung der Überwachung der 
Salmonellosis“ [Resolution AP (70) 3], „Einfuhr von 
Nüssen und Ölsamen, die mit Pflanzenschutzmitteln 
behandelt worden sind“ [AP (76) 1], „Verwendung 
von Pestiziden bei der Herstellung und Lagerung 
von Lebensmitteln“ [AP (77) 4] sowie den entspre- 
chenden „Richtlinien“ hierzu [AP (79) 1]. 

Die Herausgabe der 2. Ausgabe des Europäischen 
Arzneibuches ist mit Band 10 nahezu abgeschlossen. 
Mit diesem Teilband sind alle Methoden und Mono- 
graphien der 1. Ausgabe revidiert. Die Überarbei- 
tung des gesamten Reagenzienteils ist in Angriff ge- 
nommen, so daß bald die Revision der 1. Ausgabe 
abgeschlossen wird. 

3. Jugend- und Frauenfragen 

Vom 16. bis 19. Dezember 1985 fand in Straßburg die 
1. Europäische Jugendministerkonferenz (Thema: 
„Beteiligung der Jugend an der Gesellschaft“) statt. 
Die Konferenz verabschiedete ein umfangreiches 
Schlußdokument, das eine Reihe von Empfehlungen 

— teils an die Regierungen der Mitgliedstaaten, teils 
an den Europarat gerichtet — zur Verbesserung der 


Partizipation von Jugendlichen und zur Verstär- 
kung der europäischen Zusammenarbeit in jugend- 
politischen Fragen enthält. 

Im Europäischen Jugendzentrum wurden im Be- 
richtszeitraum 22 Seminare und Kolloquien veran- 
staltet, an denen ca. 700 Jugendliche (davon ca. 50 
Deutsche) teilnahmen. Themenschwerpunkte wa- 
ren: Probleme der Wanderarbeiter, die Menschen- 
rechte, Solidarität mit der Dritten Welt. 

Das Europäische Jugendwerk förderte im Berichts- 
zeitraum mit ca. 2,4 Mio. FF insgesamt 39 Maßnah- 
men Internationaler Jugendorganisationen, an de- 
nen 1 538 Personen (davon 153 Deutsche) teilgenom- 
men haben (drei dieser Maßnahmen fanden in der 
Bundesrepublik Deutschland statt). 

Am 4. März 1986 veranstaltete der Europarat in 
Straßburg auf Einladung Frankreichs erstmalig 
eine Fachministerkonferenz der 21 Mitgliedstaaten 
zum Thema „Gleichstellung zwischen Mann und 
Frau“. 

Ziel dieser Konferenz war eine Bestandsaufnahme 
der Beteiligung von Frauen im politischen Leben 
sowie die Festlegung von Strategien zur Verwirkli- 
chung der Gleichstellung zwischen den Geschlech- 
tern auch auf den Entscheidungsebenen. 

Im einzelnen stellte die Konferenz folgende Forde- 
rungen auf: 

— gerechte Verteilung der Aufgaben und der Ver- 
antwortung in der Familie; 

— Förderung der Ausbildung von Frauen in zu- 
kunftsträchtigen Berufen; 

— Ausarbeitung von Programmen zur politischen 
Bildung von Frauen; 

— Beseitigung noch bestehender gesetzlicher Hin- 
dernisse für die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau; 

— Erweiterung der Auswahlkriterien für Füh- 
rungspositionen im privaten und öffentlichen 
Sektor. 

Besondere Bedeutung kommt nach Auffassung der 
Fachminister den Medien zu. Sie forderten die Re- 
gierungen auf, mit den Medien, den Frauenverbän- 
den und mit allen politischen Entscheidungsträgern 
eng zusammenzuarbeiten, um das Prinzip der 
Gleichstellung stärker zu verankern. 

Die nächste Fachministerkonferenz wird 1988 in 
Wien auf Einladung Österreichs stattfinden. 

Vom 10. bis 12. September 1986 wird in Athen auf 
einer Fachkonferenz das Thema „Beteiligung von 
Frauen auf kommunaler und regionaler Ebene“ be- 
handelt. 

4. Kultur, Bildung, Forschung, Sport 

Auf der Grundlage der Resolution betreffend kul- 
turelle Identität legte die Arbeitsgruppe für Zu- 
sammenarbeit mit Osteuropa im Herbst 1985 einen 
Bericht vor. Am 11. Februar 1986 fand in Straßburg 
ein Hearing mit KSZE-Experten statt. 
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Der Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CDCC) 
konnte sich auf seiner 49. Sitzung nicht über das 
Vorhaben der Darstellung der Europäischen Zeitge- 
schichte einigen. Über die Form — Wanderausstel- 
lung (deutsche Priorität) oder Dokumentarfilm — 
wird in einer Expertengruppe verhandelt. 

Nach Vorarbeiten im CDCC verabschiedete das Mi- 
nisterkomitee im Januar 1986 eine Empfehlung 
[R (85) 21] zur Beseitigung rechtlicher und prakti- 
scher Hindernisse für den Austausch und den Aus- 
landaufenthalt von Hochschullehrern, um die Mobi- 
lität des Hochschulpersonals zu erhöhen. 

Auf der Grundlage des Berichts des Ministerkomi- 
tees vom Mai 1985 setzte der CDCC auf seiner 
49. Sitzung die Beratungen über eine Intensivierung 
und Prioritätensetzung der Zusammenarbeit des 
Europarats im Bildungs- und Kulturbereich fort. 
Gleichzeitig wurden die Grundlinien für eine neue 
Programmstruktur ab 1987 sowie die Möglichkeiten 
einer Verbesserung der Publikationspolitik erörtert. 

Im Rahmen der Jahrestagung des Projekts über Bil- 
dung und kulturelle Entwicklung von Wanderarbeit- 
nehmern, die vom 22. bis 24. Oktober in Paris statt- 
fand, wurde insbesondere die für April 1986 in den 
Niederlanden vorgesehene Abschlußveranstaltung 
dieses Projekts in der Form eines europäischen Kol- 
loquiums vorbereitet. Die Materialien des Projekts 
werden nach seinem Abschluß veröffentlicht. 

Auch das Projekt über das Lernen und Lehren mo- 
derner Fremdsprachen wird im Jahre 1986 abge- 
schlossen werden. Auf der Jahrestagung dieses Pro- 
jektes am 7. und 8. November in Straßburg wurde 
vor allem ein Seminarprogramm für 1986 beraten. 
Zwei Seminare, die insbesondere der Lehrerfortbil- 
dung dienen sollen, werden auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland durchgeführt werden. Die Bundes- 
regierung hat das Projekt zusätzlich durch Bewilli- 
gung eines Sonderprojekts unterstützt, das die 
fremdsprachliche Weiterbildung arbeitsloser junger 
Erwachsener fördern soll. 

Der Schwerpunkt des Europaratprojekts Erwachse- 
nenbildung hat sich im letzten Halbjahr besonders 
zu den Problemen regionaler Arbeitslosigkeit und 
ihres Abbaus durch Weiterbildung zugewendet. 
Praktische Erfahrungen aus verschiedenen Regi- 
onen Europas wurden ausgewertet. 

Vom 11. bis 14. November 1985 hat in Lissabon die 
3. Sitzung der Projektgruppe zum Projekt Innovatio- 
nen im Grundschulbereich stattgefunden. Das Pro- 
jekt nimmt insgesamt einen planungsentsprechen- 
den Verlauf. Durch ein subtiles aufeinander abge- 
stimmtes Netzwerk von Arbeiten der Projektgruppe, 
einer Planungsgruppe, und einer Arbeitsgruppe 
wird ein neuartiges methodisches Verfahren ange- 
wandt, mit dem möglichst optimal zuverlässige In- 
formationen von Innovationen im Grundschulbe- 
reich erfaßt und dargestellt werden sollen. Dazu ge- 
hört neben eigenständigen Arbeiten der Projekt- 
gruppe, aus denen unter anderem je eine länderspe- 
zifische Darstellung des Grundschulwesens und sei- 
ner Entwicklung hervorgegangen ist, die Durchfüh- 
rung einschlägiger Kongresse, Fachtagungen und 


Symposien sowie die Vergabe von Gutachten an aus- 
gewählte Fachleute zu grundschulbezogenen Einzel- 
fragen. Die Verwirklichung von Innovationen wird 
durch ein System von „Kontakt-Grundschulen“ si- 
chergestellt, die auf Ländervorschlag benannt, von 
einer Arbeitsgruppe der Projektgruppe betreut und 
von ausgewählten Fachleuten aus dem Kreis der 
Projektgruppe besucht und bewertet werden; dies 
schließt in begrenztem Maße internationalen Erfah- 
rungsaustausch zwischen diesen Schulen ein. 

Der Lenkungsausschuß für die Entwicklung des 
Sports tagte vom 4. bis 7. März 1986 in Straßburg. 
Schwerpunkt seiner Beratungen waren die Vorbe- 
reitung der 5. Europäischen Sportministerkonfe- 
renz, die vom 30. September bis 2. Oktober 1986 in 
Dublin stattfinden soll sowie Fragen der organisato- 
rischen Verbesserung des gegenseitigen Erfah- 
rungs- und Informationsaustausches auf dem Gebiet 
des Sports im Rahmen des Europarats. 


5. Umwelt und Naturschutz 

Das Europäische Übereinkommen zum Schutz von 
Wirbeltieren, die für Versuchs- und andere wissen- 
schaftliche Zwecke verwendet werden, wurde am 
18. März 1986 zur Zeichnung aufgelegt und von Bel- 
gien, Dänemark, Großbritannien, Griechenland, 
Norwegen, und Schweden gezeichnet. 

Der Ständige Ausschuß nach Artikel 8 des Europä- 
ischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen hat seine Arbei- 
ten am Entwurf einer Empfehlung über Anforderun- 
gen, die bei der Schweinehaltung zu beachten sind, 
fortgesetzt und wird diese demnächst abschließen. 

Die Beratungen des Ad-hoc-Sachverständigenaus- 
schusses für Tierschutz über den Entwurf eines Eu- 
ropäischen Übereinkommens zum Schutz von Heim- 
tieren sind nahezu abgeschlossen. Eine Arbeits- 
gruppe dieses Ausschusses befaßt sich zur Zeit mit 
der Konkretisierung der Transportvorschriften für 
Pferde. Damit sollen zu gegebener Zeit die Vor- 
schriften des Europäischen Übereinkommens über 
den Schutz von Tieren beim internationalen Trans- 
port entsprechend ergänzt werden. 

Vom 4. bis 6. Dezember fand unter Anwesenheit 
mehrerer Beobachterstaaten und nichtstaatlicher 
Naturschutzorganisationen in Straßburg die 4. Sit- 
zung des Ständigen Ausschusses der Berner Kon- 
vention statt, an der erstmals die Bundesrepublik 
Deutschland als Vertragspartei teilnahm. Neben all- 
gemeinen Berichten und Diskussionen über die 
Durchführung der Berner Konvention und deren 
Fortführung (z. B. Aufnahme von Fischen und Wir- 
bellosen in die Anhänge der Konvention) wurden 
verschiedene Einzelprobleme der Umsetzung be- 
sprochen (u. a. Pläne der österreichischen Regie- 
rung, die Auenwaldbereiche bei Hainburg als Natio- 
nalpark auszuweisen sowie der Abbau des Moores 
Duich Peat Moss in Schottland). Es wurde beschlos- 
sen, zum Schutz der Mönchsrobbe eine Arbeits- 
gruppe der betroffenen Staaten, UNEP und IUCN 
einzurichten. 
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Zum neuen Vorsitzenden des Ständigen Ausschus- 
ses wurde der Vertreter Dänemarks, Veit Koester, 
gewählt. 

In einer gemeinsamen Sitzung tagten die Unteraus- 
schüsse „Schutz der Natur und natürlicher Lebens- 
räume“ (SN-VS) sowie „Planung und Verwaltung der 
natürlichen Umwelt“ (SN-ZP) vom 14. bis 16. Oktober 
1985 in Straßburg. 

Für das Arbeitsprogramm 1986/87 des Unteraus- 
schusses „Schutz der Natur und natürlicher Lebens- 
räume“ wurde die Fortsetzung der bisherigen Ar- 
beitsschwerpunkte (Netzwerk biogenetischer Reser- 
vate, Waldschäden) beschlossen. 

Dabei soll die Problematik des Schutzes gefährdeter 
Lebensräume und der dort vorkommenden, jeweils 
typischen Arten besondere Beachtung erfahren. 

Der Entwurf einer „Charta zum Schutz von Wirbello- 
sen“ wurde zur weiteren Bearbeitung vorgelegt und 
erörtert. Für den Bereich „Planung und Verwaltung 
der natürlichen Umwelt“ wurde den Studien 

„Situation von Flora und Fauna und ihren Bioto- 
pen in städtischen und stadtnahen Gebieten“, 

»Auswirkungen der Flurbereinigung“, dem „Hand- 
buch für Planung und Verwaltung der natürlichen 
Umwelt“ 

sowie der Fertigstellung der Vegetationskarte Euro- 
pas besondere Bedeutung zuerkannt und die Fort- 
setzung dieser Aktivitäten im Jahresprogramm 
1986/87 vorgesehen. In diesem Zusammenhang soll 
auch eine Informationsschrift zum Thema „Men- 
schen, Städte und die Natur“ vorbereitet werden. 

Als neuer Schwerpunkt für 1986/87 wurde das 
Thema „Bodenschutz“ in das Programm aufgenom- 
men. 

6. Raumordnung, Städtebau und Denkmalschutz 

Im Berichtszeitraum hat die 7. Europäische Raum- 
ordnungsministerkonferenz am 22723. Oktober 1985 
in Den Haag stattgefunden. Thema der Konferenz 
war die Entwicklung des Entscheidungsprozesses in 
der Raumordnung unter besonderer Berücksichti- 
gung der Dezentralisierung und der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit. Zur Vorbereitung 
der 8. Europäischen Raumordnungsministerkonfe- 
renz (EMKRO), die sich mit der Flächennutzungs- 
problematik befassen wird, wurden die Beratungen 
auf genommen und von deutscher Seite die raumord- 
nerischen Aspekte der Bodennutzungskonzeption 
der Bundesregierung eingebracht. 

Anläßlich der 2. Europarats-Konferenz der für den 
Denkmalschutz zuständigen Minister in den Mit- 
gliedstaaten des Europarats am 374. Oktober 1985 in 
Granada (die 1. Konferenz hatte 1969 in Brüssel 
stattgefunden) wurde die im Rahmen des Europa- 
rats ausgearbeitete „Konvention zum Schutz des ar- 
chitektonischen Erbes“ von 15 Mitgliedstaaten des 
Europarats unterzeichnet. Zu den wichtigsten Bera- 
tungsthemen, zu denen die Konferenz entspre- 
chende Entschließungen verabschiedete, gehören 

— Bekämpfung umweltbedingter Schäden an 
Denkmälern, 


— Förderung des architektonischen Erbes im sozio- 
kulturellen Leben, 

— Auswirkungen von Maßnahmen zur Wiederher- 
stellung und Förderung des Kulturerbes auf den 
wirtschaftlichen Wiederaufschwung. 

Die Konferenz hat wichtige politische Impulse für 
die Denkmalschutzarbeit in Europa gegeben. 

Die Europäische Ministerkonferenz in Granada hat 
abschließend gegenüber dem Ministerkomitee des 
Europarats die Bitte geäußert, die Regierungen der 
Mitgliedsländer zu ermuntern, 

— die nötigen Schritte für eine möglichst baldige 
Ratifizierung des Übereinkommens zu tun und 

— die politischen, gesetzlichen und administrativen 
Prinzipien der Übereinkunft im Rahmen der je- 
weiligen politischen Bemühungen für den Denk- 
malschutz umzusetzen. 

Das Ministerkomitee hat auf seiner 391. Sitzung 
am 29. November 1985 beschlossen, in den Jahren 1987/ 
88 eine „Europäische Kampagne für den ländlichen 
Raum“ durchzuführen. Generalsekretär Marcelino 
Oreja hat am 20. Februar 1986 die Mitgliedsländer offi- 
ziell aufgefordert, an der Kampagne aktiv mitzuwir- 
ken. 

Die Bundesregierung hat sich beim Europarat nach- 
drücklich für die Durchführung einer solchen Kam- 
pagne eingesetzt und begrüßt deshalb die jetzt ge- 
troffene Entscheidung des Ministerkomitees in be- 
sonderem Maße. 

Die wichtigsten Ziele dieser Kampagne sind, im 
ländlichen Raum 

— die Eigeninitiative der Gemeinden zu stärken, 

— Möglichkeiten zur Steigerung der Attraktivität 
des ländlichen Raums durch Maßnahmen der 
städtebaulichen Dorferneuerung darzustellen, 

— zur Bewahrung des kulturellen, architektoni- 
schen und landschaftlichen Erbes einen Beitrag 
zu leisten und 

— Wege aufzuzeigen, die Interessen von Landwirt- 
schaft, Fremdenverkehr, Bauwirtschaft und Um- 
weltschutz miteinander in Einklang zu bringen. 

Der Europarat will mit der Landkampagne 

— das Problembewußtsein für nachteilige Entwick- 
lungen im ländlichen Raum auch auf internatio- 
naler Ebene schärfen, 

— den Austausch von Erkenntnissen und Konzep- 
tionen zwischen den Mitgliedsländern anregen, 

— Ansätze für mehr Kooperation von Nachbarlän- 
dern im gemeinsamen Grenzbereich unterstüt- 
zen und schließlich 

— europaweit die Identifizierung der Menschen im 
ländlichen Raum mit ihren Traditionen und Zu- 
kunftsaufgaben stärken. 

7. Kommunale und regionale Fragen 

Am 15. Oktober 1985 Unterzeichnete in Straßburg für 
die Bundesrepublik Deutschland der Parlamenta- 
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rische Staatssekretär beim Bundesminister des In- 
nern Dr. Waffenschmidt gemeinsam mit den Vertre- 
tern von weiteren zehn Mitgliedstaaten des Europa- 
rats die Europäische Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Charta, für die sich die deut- 
sche Seite stets nachdrücklich eingesetzt hat, bildet 
das erste völkerrechtlich verbindliche Instrument, 
das den kommunalen Gebietskörperschaften in Eu- 
ropa das Recht auf ein hohes Maß an Selbstverwal- 
tung zuerkennt. Voraussetzung für ihr Inkrafttreten 
ist die Ratifizierung durch mindestens vier Ver- 
tragsstaaten. 

Vom 15. bis 17. Oktober 1985 fand in Straßburg die 
XX. Tagung der Ständigen Konferenz der Gemein- 
den und Regionen Europas statt. Sie faßte eine 
Reihe von Entschließungen, von denen die über die 
gegenwärtigen Aufgaben der Regionalpolitik sowie 
die über die Pflichten und Rechte der Kommunalbe- 
diensteten besonders hervorzuheben sind. 


8. Rechtsfragen 

Das Komitee der Ministerbeauftragten nahm in sei- 
ner Sitzung vom 17. bis 25. Oktober 1985 die Empfeh- 
lung Nummer R (85) 20 über den Schutz persönlicher 
Daten bei der Direktwerbung an. 

Der Lenkungsausschuß für rechtliche Zusammenar- 
beit legte in seiner Sitzung vom 2. bis 6. Dezember 
1985 folgende Themen für die nächste Konferenz der 
Justizminister der Mitgliedstaaten des Europarats 
vom 17. bis 19. Juni 1986 in Oslo fest: 

— „Privatrechtliche Haftung für Umweltschäden“ 


— „Strafrechtliche Aspekte des Drogenmißbrauchs 
und Drogenhandels“ und 

— „Verbesserung der internationalen Zusammen- 
arbeit in Strafsachen auf der Grundlage der be- 
reits bestehenden europäischen Rechtsinstru- 
mente in diesem Bereich“. 

Außerdem leitete der Lenkungsausschuß dem Ko- 
mitee der Ministerbeauftragten den Entwurf einer 
Empfehlung über das Wahlrecht von Ausländern zu. 
Er beriet ferner abschließend einen Übereinkom- 
mensentwurf über gegenseitige Amtshilfe in Steuer- 
sachen, der jetzt zunächst der OECD zur Mitbera- 
tung und anschließend dem Komitee der Minister- 
beauftragten zugeleitet wird. 

Zu einer die Behandlungspflicht der Ärzte in Notfäl- 
len betreffenden Bestimmung der Empfehlung über 
die Rechtspflichten der Ärzte gegenüber ihren Pa- 
tienten nahm der Lenkungsausschuß auf Wunsch 
der Ministerbeauftragten nochmals Stellung. 

Aufgrund eines Beschlusses der Außenminister 
setzte die Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Zusammenar- 
beit bei der Bekämpfung des Terrorismus ihre Bera- 
tungen mit erweitertem Mandat fort. Sie schlug dem 
Komitee der Ministerbeauftragten mehrheitlich vor 
zu beschließen, die betroffenen Fachminister der 
Mitgliedstaaten sollten sich zu Beratungen über ge- 
eignete weitere Maßnahmen gegen den Terrorismus 
treffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Ratifika- 
tionsinstrument zum 2. Zusatzprotokoll zur Ausliefe- 
rungskonvention sowie zum Zusatzprotokoll zur 
Konvention über Rechtshilfe in Strafsachen in 
Straßburg hinterlegt. 
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I. Allgemeines 

Herausragende Ereignisse des Berichtszeitraums 

waren 

— das informelle Treffen des WEU-Ministerrats 
am 14. November 1985 in Rom unter Vorsitz von 
Außenminister Andreotti, an dem die Außen- und 
Verteidigungsminister der sieben WEU-Mitglied- 
staaten, die Ständigen Vertreter im Rat sowie der 
WEU-Generalsekretär teilnahmen, sowie 

— die zweite Hälfte der 31. Ordentlichen Sitzungs- 
periode der WEU-Versammlung vom 2. bis 5. De- 
zember 1985 in Paris; auf die ausführliche Unter- 
richtung durch die deutsche Delegation in Druck- 
sache 10/4698 vom 20. Januar 1986 wird verwie- 
sen. 


II. Zur konkreten Sicherheitslage in Europa 

1. Europäische Verteidigungsfragen und Europas Bei- 
trag zur Stärkung des Atlantischen Bündnisses 

Der WEU-Ministerrat brachte auf seinem informel- 
len Treffen in Rom am 14. November 1985 wenige 
Tage vor dem sowjetisch-amerikanischen Gipfel- 
treffen in Genf Unterstützung und Solidarität für 
den amerikanischen Präsidenten zum Ausdruck. 
Von diesem Treffen ging ein Signal westlicher Einig- 
keit aufgrund gemeinsamer Positionen der USA und 
ihrer europäischen Verbündeten aus. Zugleich stell- 
ten die Außen- und Verteidigungsminister der WEU- 
Mitgliedstaaten mit Befriedigung fest, daß Europa 
durch Konsultationen im NATO-Rat und in anderen 
Gremien sowie bilateral Einfluß auf die Entwicklung 
der amerikanischen Positionen nehmen konnte. 
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Zu SDI stellten die Minister übereinstimmend fest, 
daß die WEU-Mitgliedstaaten ihren Firmen und For- 
schungsinstituten eine Beteiligung am strategi- 
schen Forschungsprogramm der USA nicht verweh- 
ren würden. Eine Arbeitsgruppe prüfte technolo- 
gische, strategische und rüstungskontrollpolitische 
Aspekte einer Beteiligung am SDI-Forschungspro- 
gramm sowie die Implikationen möglicher Formen 
der Beteiligung. Die Minister billigten einen Zwi- 
schenbericht dieser AG. Die Minister waren sich ei- 
nig, daß die mit SDI verbundenen politisch-strategi- 
schen Implikationen für die Sicherheit Europas im 
einzelnen noch nicht abschließend bewertet werden 
könnten. Sie erteilten dem Ständigen Rat den Auf- 
trag, seinen Meinungsaustausch über SDI fortzuset- 
zen. Entsprechend fanden im Berichtszeitraum wei- 
tere Treffen der SDI-AG statt. 

Die Versammlung verabschiedete die Empfehlun- 
gen Nr. 428 „WEU und SDI. Die Strategische Vertei- 
digungsinitiative — Verteidigungsaspekte“, Nr. 429 
„WEU und SDI — der europäische Pfeiler des Atlan- 
tischen Bündnisses“ und Nr. 430 „WEU und SDI- 
Richtlinien aus dem Kolloquium Weltraumfor- 
schung — Herausforderung für Europa“, die derzeit 
dem Ständigen Rat zur Stellungnahme vorliegen. 
Der Ständige Rat antwortete der Versammlung auf 
die Empfehlung Nr. 423 „Stand der europäischen Si- 
cherheit in Mitteleuropa“. 


2. Rüstungskontrolle und Abrüstung 

Bei ihrem Treffen in Rom begrüßten die Minister 
das bevorstehende sowjetisch-amerikanische Gip- 
feltreffen in Genf sowie die mögliche Aussicht auf 
weitere Folgetreffen, die zu einem kontinuierlichen 
Dialog zwischen den beiden Supermächten führen 
könnten. Die Minister erinnerten daran, daß sie 
nicht nur der Frage der Rüstungsverringerung 
nuklearer Waffen, sondern auch der Ausgewogen- 
heit konventioneller Waffen in Europa große Wich- 
tigkeit beimessen sowie anderen Bereichen der Rü- 
stungskontrolle. Aus ihrer Sicht kommt auch Fort- 
schritten bei den Verhandlungen in der Genfer 
Abrüstungskonferenz über ein umfassendes Verbot 
aller chemischen Waffen besondere Bedeutung zu. 
In diesem Zusammenhang bekräftigten die Minister 
Frankreichs und Großbritanniens ihre in der Sub- 
stanz identische Haltung hinsichtlich der Einbezie- 
hung der eigenen Nuklearpotentiale in Rüstungs- 
kontrollverhandlungen. Die Minister betonten, daß 
das Problem der Rüstungskontrolle und Abrüstung 
von den Rahmenbedingungen der Weltsituation ab- 
hänge, die daher Gegenstand des Dialogs sein 
müsse. 

Die Minister stellten fest, daß das Genfer Gipfeltref- 
fen einen neuen Beginn in Richtung auf Spannungs- 
abbau und der Entwicklung von Zusammenarbeit 
darstelle. Sie bekräftigten ihre Unterstützung für 
ihre amerikanischen Verbündeten bei der Vorberei- 
tung des Gipfels und begrüßten die amerikanische 
Klarstellung hinsichtlich einer restriktiven Inter- 
pretation des ABM-Vertrages. 


Dem Ständigen Rat liegt die Empfehlung Nr. 425 der 
Versammlung „Abrüstung“ zur Beantwortung vor. 

Das Rüstungskontrollamt führte im Berichtszeit- 
raum die Mengenkontrollen hinsichtlich der von 
den Vertragspartnern auf dem europäischen Fest- 
land gehaltenen Waffenbestände gemäß dem Be- 
schluß des Rats durch, diese Kontrollen ab 1. Januar 
1985 einzuschränken und ab 1. Januar 1986 aufzuhe- 
ben. Die Nichtherstellungskontrollen in der Bundes- 
republik Deutschland wurden im Berichtszeitraum 
fortgesetzt. 

3. Auswirkungen von Entwicklungen In den West-Ost- 
Bezlehungen auf die Sicherheit Europas 

Bei seinem Treffen in Rom führte der Ministerrat 
einen ausführlichen Meinungsaustausch über die 
Auswirkungen des West-Ost-Verhältnisses auf die 
Sicherheit Europas. Die Minister stellten fest, daß 
Erfolge im Rüstungskontrollbereich nicht losgelöst 
von Fortschritten in anderen Bereichen möglich 
seien. Wünschenswert seien deshalb nicht nur Leitli- 
nien für die Genfer Verhandlungen, sondern ein um- 
fassendes Konzept für die West-Ost-Beziehungen 
über den Bereich des Militärischen hinaus, in dem 
auch die kleineren und mittleren Staaten Europas 
ihren Beitrag zur Stabilisierung leisten könnten. Es 
bestand Übereinstimmung, daß der Terminus „Zu- 
sammenarbeit“ ein Schlüsselbegriff im KSZE-Be- 
reich darstelle. In den West-Ost-Beziehungen allge- 
mein und bei der Behandlung von Krisenherden in 
der Welt sei es notwendig, mit Zurückhaltung vorzu- 
gehen, wie dies bereits in der amerikanisch-sowjeti- 
schen Übereinkunft von 1972 vereinbart worden ist. 

Der Ständige Rat beantwortete die Empfehlung 
Nr. 417 der Versammlung „West-Ost-Beziehungen 
zehn Jahre nach Verabschiedung der Helsinki- 
Schlußakte“. 

4. Entwicklung der europäischen Zusammenarbeit in den 
Bereichen Rüstung und Technologie 

Der Ministerrat untersuchte in Rom die Frage einer 
europäischen Rüstungszusammenarbeit und die 
Rolle der WEU in diesem Zusammenhang. Dabei 
würdigte der Ministerrat die Rolle der IEPG: er be- 
grüßte den Fortschritt der dort gemachten Arbeiten, 
die für die technologische Entwicklung Europas we- 
sentlich seien. Der Ministerrat verwies auf die ge- 
genwärtigen Möglichkeiten für europäische Rü- 
stungszusammenarbeit insbesondere im Rahmen 
der IEPG. 

Der Ministerrat ermächtigte den Ständigen Rat, 
eine Reihe von Aktivitäten fortzusetzen, die helfen 
sollten, die notwendigen politischen Impulse zu ge- 
ben und praktische Beiträge zu leisten für die Ent- 
wicklung der europäischen Zusammenarbeit im Rü- 
stungsbereich einschließlich IEPG und CNAD. 

Die Versammlung verabschiedete die Empfehlung 
Nr. 431 „Europ. Jagdflugzeug für die 90er Jahre“, die 
derzeit dem Ständigen Rat zur Stellungnahme vor- 
liegt. Der Ständige Rat antwortete der Versamm- 
lung auf Empfehlung Nr. 419 „Militärische Nutzung 
von Computern“. 


9 



Drucksache 10/5421 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


5. Auswirkungen von Krisen in anderen Regionen der 
Weit 

Der Ständige Rat beantwortete die Empfehlung 
Nr. 418 der Versammlung „Zypern und die europ. 
Sicherheit“. Ihm liegt derzeit zur Beantwortung die 
Empfehlung Nr. 427 „Entwicklungen in China und 
die europ. Sicherheit“ vor. 


III. Institutionelle und sonstige Fragen der WEU 

1 . Ministerrat und Ständiger Rat 

Der Ständige Rat in London befaßte sich im Be- 
richtszeitraum in Ausführung der Beschlüsse der 
Minister weiter mit der Reaktivierung und Neu- 
strukturierung der WEU-Gremien. Er wurde hierbei 
sowie bei der Vorbereitung des Ministertreffens von 
einer Arbeitsgruppe und von Experten aus den 
Hauptstädten unterstützt. Bei seinen Treffen unter- 
suchte der Ständige Rat politische Fragen und Ver- 
teidigungsfragen im Zusammenhang mit der Sicher- 
heit Europas sowie die von den Europäern einzuneh- 
mende Haltung hinsichtlich der verschiedenen In- 
itiativen und Verhandlungen im Bereich von Vertei- 
digung und Sicherheit. 

2. Agenturen für Sicherheitsfragen 

Der Ministerrat billigte in Rom die Vorschläge des 
Ständigen Rats zu den Aufgaben für die Agenturen 
für Sicherheitsfragen sowie die Festlegung der 
Strukturen dieser neuen Agenturen. 

Die Minister bestätigten ihre in Bonn getroffene 
Entscheidung, nach der die Direktoren der drei 
neu geschaffenen Agenturen für Sicherheitsfragen 
einen dem Ständigen Rat verantwortlichen Direk- 
torenausschuß bilden werden, der für die Koordinie- 
rung der Arbeit der Agenturen verantwortlich ist 
und in dem der WEU-Generalsekretär vertreten sein 
wird. Der Ministerrat nahm einstimmig die von der 
britischen Regierung vorgeschlagene Kandidatur 
von Herrn Ian Dawson für die Direktorenstelle der 
Agentur II (Agentur zur Untersuchung von Sicher- 
heits- und Verteidigungsfragen) zur Kenntnis. Die 
Agenturen nahmen zum 1. Januar 1986 ihre Arbeit 
auf. 

3. Stärkung des Generalsekretariats 

Der Ministerrat billigte die vom Ständigen Rat vor- 
geschlagene Struktur des Generalsekretariats, das 
entsprechend den Anweisungen der Minister ver- 


stärkt worden ist. Die Minister präzisierten bei die- 
ser Gelegenheit ihre Auffassungen zur Arbeit des 
Generalsekretariats und der Agenturen. 

4. Beziehungen zwischen Rat und Versammlung 

Im Berichtszeitraum gab es folgende Treffen zwi- 
schen dem Rat und Versammlungsorganen: Am 

5. November 1985 hielt Generalsekretär Cahen vor 
dem Ausschuß der Versammlung für die Beziehun- 
gen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit ei- 
nen Vortrag über die Öffentlichkeitsarbeit des Stän- 
digen Rats. Außenminister Andreotti unterrichtete 
unmittelbar im Anschluß an das WEU-Ministertref- 
fen von Rom den Präsidialausschuß der WEU-Ver- 
sammlung über das Ergebnis des Treffens. Am 
4. Dezember 1985 fand in Paris ein Treffen des Präsi- 
dialausschusses der Versammlung mit dem Ständi- 
gen Rat unter Vorsitz von AM Andreotti statt. Vor 
dem Plenum der Versammlung in der zweiten Hälfte 
der 31. Sitzungsperiode im Dezember 1985 sprachen 
als Vertreter der Präsidentschaft der italienische 
Außen- und der Verteidigungsminister sowie der 
französische Außenminister Dumas und die bri- 
tische Staatsministerin Baroness Young. 

Am 21. Januar 1986 fand eine gemeinsame Sitzung 
des Präsidialausschusses der Versammlung mit 
dem Ständigen Rat in Paris statt. Auf der Sitzung 
wurden aktuelle Fragen sowie die Möglichkeiten ei- 
ner besseren Abstimmung der Arbeit zwischen Rat 
und Versammlung erörtert. 

Die von der Versammlung im Dezember verabschie- 
deten Empfehlungen wurden erstmals nach einem 
verbesserten und beschleunigten Verfahren beant- 
wortet. 

Der Ständige Rat beantwortete die Empfehlung 
Nr. 421 der Versammlung »Anwendung des Brüsse- 
ler Vertrags — Antwort auf den 30. Jahresbericht 
des Rates“. 


5. Haushaltsfragen 

Die im Berichtszeitraum fortgeführte Reorganisa- 
tion der WEU stand unter der vom WEU-Ministerrat 
in Rom im Oktober 1984 erteilten Auflage, daß die 
verschiedenen Regelungen in bezug auf das Perso- 
nal und den Haushalt der Organisation innerhalb 
des derzeitigen Budgetrahmens bleiben. 

Der Ständige Rat beantwortete die Empfehlung 
Nr. 426 der Versammlung „Stellungnahme zum 
Haushalt der ministeriellen Organe der WEU 1984 
und 1985“. 
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